
Bundessozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s
_Agoi @gv_eg5[62

_ „
- U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am \_170 August 1967 _Kläger und Revisionskläger,

Prozeßhevollmächtigte:
„ ° ° „ „ o o ° ° „ ° o a

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagtero

Der 80 Senat des Bundessozialgerichts hai äuf die

mündliche Verhandlung vom 170 August 1967 durch

Senatspräsident S t e n g e l

— Vorsitzender —,

' Bundesrichter Dr„ N e u h a u s und

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t ,
Bundessozialrichter L o r e n z und

Bundessozialrichter 8 c h u t z

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 15„ Juli

1965 aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an dieses Gericht zurückver—

wiesen„
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Der Kläger‚ schon damals in Mayen wohnhaft‚ hielt sich

im Januar 1940 besuchshalber in Krefeld auf und wurde

dort von seiner ebenfalls in Mayen wohnhaften Schwester

am 13„ Januar 1940 fernmündlich davon in Kenntnis gesetzt,

daß für ihn ein Gestellungsbefehl zur Wehrmacht vorliege9

er müsse deshalb sofort nach Hause zurückkehreno Am 140

Januar 1940 fuhr daraufhin der Kläger mit der Straßen—

bahn nach Düsseldorf‚ um von dort mit der Eisenbahn über

Koblenz zuerst an seinen Wohnort Mayen und dann von Mayen

aus an seinen Gestellungsort zu gelangeno Er traf am 144

Januar 1940 abends gegen 19 Uhr in Düsseldorf ein und

kam dort zunächst einer Verabredung mit einer Bekannten

aus Moers nach, von der er sich verabschieden wollteo ‘

Gegen 23 Uhr - nach den Feststellungen des Berufungsge—

richts nicht vor 23 Uhr — erschien er im Hauptbahnhof

Düsseldorf; hier erfuhr er an der Sperre? daß auf dem

Bahnsteig noch ein verspäteter Zug in Richtung Koblenz

stehe„ Daraufhin lief der Kläger die Unterfdhrung zum
Bahnsteig entlang und die anschließende Treppe hinauf,

die Gesamtentfernung von der Sperre bis zum Bahnsteig be—

trug etwa 80 bis 100 Meter„ Noch während er auf der

Treppe war, sah er, daß der Zug in Richtung Koblenz schon

fuhr„ Bei dem Versuch? trotzdem noch auf den fahrenden

Zug aufzuspringen9 geriet er zwischen Bahnsteig und Tritte

brett und erlitt dabei einen Becken— und Hüftgelenksbruch

rechts sowie einen Abbruch des Querfortsatzes des dritten

‚Bendenwirbels„ Er wurde deshalb vom 15„ Januar bis 30

März 1940 im Marien—Hospital Düsseldorf stationär und an—
schließend bis zum 11„ März 1940 ambulant behandelt„ Bei

einer weiteren Untersuchung am 60 März 1941 wurde im An-

schluß an den erlittenen Bruch eine beginnende Arthrosis

deformans festgestellt„ Der Kläger leistete dann Wehr—

dienst seit dem 18„ März 1941; er wurde Anfang März 1946
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nach etwa einjähriger Kriegsgefangenschaft entlasseno

Am 20() Oktober 1960 beantragte der Kläger Versorgung
wegen "Hüftgelenk— und Beckenbruehs“ und machte geltend,

den Unfall am 140 Januar 1940 auf dem Wege zum Gestel—

lungsort erlitten zu haben°

Der Chirurg Dr„ L M”'Kam in seinem Gutachten vom 170 No—

vember 1961 zu dem Ergebnis, daß beim Kläger "deformieren—

de Veränderungen am rechten Hüftgelenk erheblicher Art mit

erheblicher Bewegungseinschränkung nach Unfall" vorlägen,

die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) betrage hierfür

40 VDH„ Mit Bescheid vom 220 Mai 1962 lehnte das Versor;

gungsamt (VersorgA) den Antrag auf Versorgung ab, weil

"durch Aufspringen auf einen anfahrenden Zug eine neue
Ursachenreihe beginne, die_mit der Ursachenrbihe des Dienst—

weges nicht mehr zusammenhänge"° Der Widerspruch hatte kei—

nen Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 28„ Dezember 1962),

Im Klageverfahren hat das Sozialgericht (SG) Koblenz die
beiden Schwestern des Klägers als Zeuginnen vernehmen lassen

und dann noch den Neurologen Dr„ Bill —am 300 August 1963 —
als medizinischen Sachverständigen gehört, Dieser hat es

nach dem vorliegenden Material als wohl nicht zweifelhaft

angesehen, daß der Kläger einen Beckenbruch erlitten habe,

der bis in das rechte Hüftgelenk hineingereicht habe„ Ob

das Unfallereignis als Schädigungsfolge anzuerkennen sei,

sei keine ärztliche Frage, sondern müsse rechtlich entschie—

den_werden° Sollte dies abgelehnt werden, sei eine geringe

wehrdienstbedingte Verschlimmerung der Coxarthrose rechts
anzunehmen; der Kläger habe sich während des Wehrdienstes

mehr strapaziert, als dies sonst üblich gewesen sei° Eine

MdB im rentenbereehtigenden Grad sei durch den verschlim—

mernden Einfluß jedoch nicht anzunehmeno

Mit Urteil vom_30, August 1963 hat das SG den Beklagten ver—
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urteilt, "deformierende Veränderungen am rechten Hüftge—

lenk erheblicher Art mit erheblicher Bewegungseinschrün—

kung nach Unfall" als Schädigungsfolge im Sinne der Ver_

sohlimmerung, jedoch ohne rentenberechtigenden MdB—Grad,

anzuerkennen; es hat die weitergehende Klage abgewiesen„'

Versorgungsrechtlich geschützt sei nur der unmittelbare

Weg vom Wohn— oder Aufenthaltsort zum Gestellungsort,

nicht aber der Weg vom Aufenthaltsort zum Wohnorto Der

Weg des Klägers über Düsseldorf habe einer privaten Ange—

legenheit gedient„ Andererseits habe der seit März 1941

tatsächlich geleistete Wehrdienst zu einer Verschlimmerung

der Unfallfolgen geführt; diese röchtfertige jedoch nur

eine MdB von weniger als 25 V„Hgo

Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz hat nach

persönlicher Anhörung des Klägers und Einholung eines

Fachgutachtens von der Orthopädisch—Chirurgisehen Klinik

Heinrich—Haus in Engers (Dr „ Fi;:::1;::1:1111t;;:_;51‚Dr „
Z“::;.;::;11::;;;:::..;.;i:f„t.13vom

290 Mai 1965 mit Urteil vom 15„ Juli 1965 auf die Berufung

des Beklagten das Urteil des SG aufgehoben und die Klage

gegen die angefochtenen Bescheide in vollem Umfange abge»

wiesen; die Berufung des Klägers hat es zurückgewiesen:

Es sei bewiesen9 daß die beim Kläger bestehenden "defor-

mierenden Veränderungen am rechten Hüftgelenk erheblicher

Art mit erheblicher Bewegungseinschränkung" Folgen des

Unfalls vom 140 Januar 1940 seien° Für die Abgrenzung des

durch © 4 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) versorgungs_
rechtlich geschützten Weges seien sinngemäß diejenigen

Grundsätze gültig9 welche Rechtsprechung und Rechtslehre

zur Abgrenzung des gemäß 5 543 der Reichsversicherungsord—

nung (EVO) in der bis zum 300 Juni 1963 geltenden Fassung
bzwo @ 550 EVO nF versicherungsreehtlieh geschützten Weges

entwickelt hätten° Der versorgungsrechtlich geschützte

Veg brauche nicht in der Wohnung zu beginnen; erforderlich

sei nur7 daß er von seinem Beginn bis zu seinem Ende in
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uräschlichem Zusammenhang mit dem militärischen Dienst

stehe und nicht solchen Zwecken diene, die dem persönli—

chen Lebensbereich zuzurechnen seieno In Rechtsprechung

und Rechtslehre seien zur Abgrenzung des versicherunge—

rechtlich geschützten Weges folgende9 hier in Betracht

kommende Grundsätze entwickelt worden: Unterbrechen des

Weges bedeute9 daß auf dem versicherten Wege eine bestimm—

te Strecke weit oder eine bestimmte Zeitspanne lang der

Zusammenhang mit der versicherten Beschäftigung aus eigen-

wirtschaftlichen Gründen nicht mehr vorhanden sei und da—

mit eine der wesentlichen Voraussetzungen für den Versi—

cherungsschutz entfalleo Während einer Unterbrechung des

Weges sei der Versicherte nicht geschützt9 es sei denn,

daß die Unterbrechung so geringfügig sei? daß sie sich

von dem Wege, d„h„ der Fortbewegung auf das erstrebte Ziel

hin9 praktisch nicht trennen lasse und auch der ursächliche

Zusammenhang mit der betrieblichen Tätigkeit nicht beein—

trächtigt werdeo Nach der für die Kriegsopferversorgung

und die gesetzliche Unfallversicherung gleichermaßen gel-

tenden Kausalitätsnorm sei Ursache nur diejenige Bedingung9

die im Verhältnis zu anderen9 einzelnen Bedingungen wegen

ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt

wesentlich mitgewirkt habe‘) In Anwendung dieser Grundsät—

ze auf den vorliegenden Fall habe der versorgungsrechtlich

geschützte Weg des Klägers in Krefeld begonnen; der Kläger

habe ihn jedoch in Düsseldorf für eine dem persönlichen

Lebehsbereich zuzurechnende Tätigkeit unterbrochen„ Die

Unterbrechung sei im Zeitpunkt des Unfalls noch nicht be-

endet und auch nicht geringfügig geweseno Denn sie habe

zur Zeit des Unfalls schon mindestens vier Stunden gedau—

ert„ Für ihre Dauer sei der ursächliche Zusammenhang mit

der Fortbewegung auf das erstrebte Ziel9 nämlich den Gastl—

lungsort9 beseitig geweseno Dabei sei der Zeitpunkt, zu dem

der Kläger den Bahnsteig erreicht habe‚ nicht als Ende der

Unterbrechung anzuseheno Denn der Kläger habe noch vor
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Erreichen des Bahnsteiges gemerkt? daß der Zug schon

fahre; er habe dennoch versucht? auf diesen aufzuspringeno

Die Zeitnot9 die er zur Begründung seines Verhaltens an—
führe9 beruhe allein darauf? daß er sich zumindest vier

Stunden lang in Düsseldorf aufgehalten habe? ohne sich

alsbald nach seinem Eintreffen dort nach der Abfahrts—

zeit des für ihn in Betracht kommenden Zuges zu erkundi—

gen und demgemäß seinen Aufenthalt in Düsseldorf abzukür—

zen„ Gegenüber diesem Verhalten des Klägers trete der

Umstand‚ daß er sich von Krefeld bis Düsseldorf auf einem

versorgungsrechtlich geschützten Weg befunden habe und

diesen von Düsseldorf aus mit der Eisenbahn habe fortset—

zen wollen„ in seiner Bedeutung für den Eintritt des Un-

falls Zurück„ Dies habe zur Folge, daß der Anspruch des

Klägers auf Anerkennung der unfallbedingten Gesundheits—

störungen als Schädigungsfolgen im Sinne der Entstehung

unbegründet sei° Es sei? so hat das LSG weiter ausgeführt‚

auch nicht wahrscheinlich9 daß die unfallbedingten Gesund—

heitsstörungen durch Einflüsse des vom März 1941 an gelei—

steten Wehrdienstes und der Kriegsgefangenschaft eine Ver—

schlimmerung erfahren hätten9 die bei der Stellung des

Versorgungsantrages im Oktober 1960 noch fortgewirkt

hätten° Denn jene Einflüsse auf das unfallgeschädigte

Hüftgelenk seien nur geringfügig und nicht geeignet gewe—

sen9 den schicksalhaften weiteren Verlauf des Hüftleidens

zu beeinflussen„ Das sei bewiesen durch das Gutachten der

Sachverständigen Dro FZI$I:: und Dro ZLLIIXIKIJ— Das LSG

hat die Revision zugelassen; ‘

Gegen dieses ihm am 80 September 1965 zugestellte Urteil

hat der Kläger mit schriftsatz vom 20c September 1965,

eingegangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 21„ Septem—

ber 19659 Hevision eingelegto Mit der am 70 Oktober 1965
eingegangenen Revisionsbegrindung vom 5„ Oktober 1965

rügt er die Verletzung der 55 1, 27 4 BVG in Verbindung
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mit @ 162 Abs‚ 1 Nr, 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
und trägt vor: Der versorgungsrechtlich geschützte Weg

beginne nicht notwendig in der Wohnung des Einberufenen,

ausschlaggebend seien die Umstände in Einzelfalle; dabei
seien für die Abgrenzung des nach 5 4 BVG versorgungsrecht:

lich geschützten Weges die von Rechtsprechung und Rechts—

lehre zu 5 543 RVO entwickelten Grundsätze nur sinngemäß

anwendbar, Das "Unterbrechungsproblem" in der gesetzlichen

Unfallversicherung, das sich in aller Regel nur auf einen

Arbeitstag oder eine Arbeitsschicht im Zusammenhang mit

den damit verbundenen Wegen beziehe, sei ein anderes als

in der Kriegsopferversorgung, hier könne der Einberufene,

wie der Kläger, die zeitliche Inanspruchnahme und die Kon-

sequenz seiner Einberufung zum Wehrdienst gar nicht überse-

heno Deshalb könne es dem Kläger auch nicht zum Nachteil

gereichen, wenn er die Gelegenheit gesucht und in Anspruch

genommen habe, sich im Rahmen einer relativ kurzen Unter-

brechung seiner Fahrt zum Gestellungsort von einer nahen

Bekannten zu verabschieden, zumal damit kein Umweg verbun—

den gewesen sei„ Wesentliche Bedingung für den Eintritt

des Erfolges (des Unfalls) sei deshalb allein der an den
Kläger ergangene Gestellungsbefehl gewesen, der_ihn ge—

zwungen habe, einen bestimmten Weg zur Erreichung des Ein—

berufungsorts zu nehmen; demgegenüber müsse die relativ

kurze Unterbrechung zum Zwecke der Verabschiedung von einer,

Bekannten als unwesentliche Gelegenheitsbedingung zurück-

treteno Im übrigen könne der geltend gemachte Anspruch

auf Versorgung auch nicht dadurch berührt werden, daß der

Kläger durch Aufspringen auf den fahrenden Zug den Unfall

selbst ausgelöst habe, Denn hierbei habe es sich allenfalls

um eine vorsätzliche Handlung, nicht aber um ein absicht—

liches Handeln im Sinne des.£ 1 BVG gehandelto
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Der Kläger beantragt?

unter Aufhebung des Berufungsurteils vom 159 Juli

1965 die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des Sozialgerichts Koblenz vom 300 August 1963 zu—
rückzuweisen und auf die Berufung des Klägers in

Abänderung des Urteils des Sozialgerichts Koblenz

vom 300 August 1965 und Aufhebung des Bescheides

des Versorgungsamts Koblenz vom 220 Mai 1962 und

des Widerspruehsbescheides vom 28„ Dezember 1962

den Beklagten zu verurteilen9 "deformierende Verän—

derungen am rechten Hüftgelenk erheblicher Art mit

erheblicher Bewegungseinsohränkung" als Folgen einer

Schädigung im Sinne des @ 1 BVG anzuerkennen und }

Versorgung nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit von 40 v„H„ vom 10 Oktober 1960 an zu gewäh-

ren‚ hilfsweise9 die Sache unter Aufhebung des Be—

rufungsurteils zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht Rheinland—Pfalz

zurückzuverweiseno

Der Beklagte beantragt?

die Revision
als

unbegründet zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffendo

Auf den Schriftsatz des Klägers vom 200 September und des

Beklagten vom 290 Oktober 1965 wird verwiesen°

Die nach @ 162 Abs„ 1 Nro 1 SGG zugelassene und deshalb

statthafte Revision ist vom Kläger form— und fristge_‚

recht eingelegt und begründet werden (55 1649 166 SGG)

und somit zulässige

Die Revision ist auch begründeto
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_9_

Nach5 4 BVGgehörenzummilitärischen (@2 BVG)oder mili—
tärähnlichen (@ 3 BVG) Dienst ua auch der Weg des Einberu—

fenen zum Gestellungsort und der Heimweg nach Beendigung

des Dienstverhältnisseso Daher hat derjenige‚ der auf einem

dieser beiden Wege einen Unfall und als dessen Folge eine

gesundheitliche Schädigung erlitten hat, wegen der gesund—

heitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädigung einen

Anspruch auf Versorgung (@ 1 BVG)°

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger den

Unfall am 140 Januar 1940 im Bahnhof Düsseldorf "als Einbe—

rufener auf dem Wege zum Gestellungsort" erlitten hat? und

ob es sich deshalb bei den Folgen des Unfalls — "deformie—

renden Veränderungen am rechten Hüftgelenk erheblicher Art

mit erheblicher Bewegungseinschränkung" - um die gesundheit—

lichen Folgen einer Schädigung im Sinne des 5 1 BVG'handelto

Wie bereits dargelegt9 hat der Kläger den Unfall im Bahnhof

Düsseldorf am 140 Januar 1940 nicht etwq auf dem Wege von

seiner in Mayen gelegenen Wohnung zum Gestellungsort erlit—
ten9 sondern auf dem Wege von seinem damaligen Aufenthalts—

ort Krefeld naoh Mayen9 von wo er sodann an seinen Gestel—

lungsort weiterzureisen beabsichtigte; ursächlich für die

Reise von Krefeld nach Düsseldorf und für die beabsichtigt

gewesene Weiterreise nach Mayen und von dort zum Gestel—

lungsort war der Eingang eines Einberufungsbefehls zur

Wehrmacht in seiner Wohnung in Mayeno

Das Berufungsgericht hat zunächst zutreffend entschieden,

daß es sich bei dem beabsichtigt gewesenen Weg des Klägers

von Krefeld über Düsseldorf—Koblenz—Mayen zum Gestellungs—

ort grundsätzlich in vollem Umfange um einen im Sinne des
5 4 BVG versorgungsrechtlich geschützten Weg gehandelt hat°

Es ist zutreffend davon ausgegangen‚ daß der © 4 BVG sinn—

gemäßdem @543 RVGaF bzw„ dem5 550 RVOnF entspricht
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(Begründung zumEntwurf des BVG‚ Bundestagesdruckso

Nro 1335‚ 10 Wahlperiode 1949, zu 5 4)? so daß die Grund—
Sätze9 die Von Rechtsprechung und Rechtslehre zur Abgren—

zung des gemäß 5 545 RVO aF9 @ 550 RVG nF versicherungs_
rechtlich geschützten Weges entwickelt werden sind9 sinn—
gemäß auch für die Abgrenzung des nach 5 4 BVG versorgungs-
rechtlich geschützten Weges gelten müssen„ Dabei wird —
SOWUÜIHä€ü der BVG als auch nach dem BVG —in aller Re—
gel Ausgangspunkt für den Weg (hier: "des Einberufenen

zum GeStellungsort") zwar der häusliche Wirkungskreis‚
doio die W0hhung9 sein; notwendig ist dies jedoch nicht„
Denn anders als hinsichtlich des Zielortes ist ebensowe—

nig wie in @@543EVOaF„ 550RVOnF im 5 4 BVGder Aus—
gangspunkt des Weges gesetzlich festgelegtn Daraus folgt?

daß der V8r89rgungsrechtlich geschützte 3Weg"zumGestel—
lungsort" schon nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht un—
bedingt in der Wohnung des Einberufenen zu beginnen brauol'
Hätte nämlich der Gesetzgeber als Ausgangspunkt für den
"Weg des Einberufenen zum Gestellungsort" in jedem Fall
die Wohnung bestimmen wollen‚ so hätte er dies auch zum
AUSÖrUCK gebracht oder mindestens zum Ausdruck bringen
müssen (vgl„ BSG 79 243, 246)„ Das ist aber nicht der

Fall„ In Übereinstimmung mit dem 100 Senat des BSG
(BSG aaO) ist deshalb der erkennende Senat der Auffassung?
daß der "Weg des Einberufenen zum Gestellungsort" unab— '
hängig von Seinem Ausgangspunkt9 z„Bo also auch von dem

zufälligen Aufenthaltsort aus? immer dann nach @ 4 BVG

V9rsorgungsrechtlich geschützt ist9 wenn er von seinem

Beginn an bis zu seinem Ende (am Gestellungsort) im ur—
sächlichen Zusammenhang mit dem militärischen Dienst ;

steht und nicht solchen Zwecken dient9 die dem persönlim

lichen Lebensbereich zuzurechnen sind„ Ausschlaggebend

hierbei für die Abgrenzung des Anfanges und des Endes des
VGFSOT8HHgSTeCht120b geschätzten Weges sind allein je—

weils die Umstände des Einzelfalles9 unter denen dieser

_’]’]_.
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Weg angetreten und unterfdawnca'beendet werden mußteo

Vorliegénd ist wegen der besonderen Umstände bei der Einbe—

rufung zur Wehrmacht der damalige Aufenthaltsort Krefeld

der Ausgangspunkt des Weges zum Gestellungsort geweseno

Hier hielt sich der Kläger besuchsweise auf? als der für

ihn bestimmte Gestellungsbefehl in seiner Wohnung in Mayen

eintraf‚ von hier aus mußte er also auch bemüht sein‚ dem

Gestellungsbefehl zu folgen? nachdem er von dessen Eingang

zu Hause Kenntnis erhalten hatte° Dabei ist der Kläger

auch nicht etwa verpflichtet gewesen, sich unmittelbar von

Krefeld aus zu seinem Gestellungsort zu begeben9 ohne —

wenn es die Zeit ohnehin noch erlaubte — noch einmal für

eine kurze vorübergehende Zeit in seine Wohnung nach Mayen

zu fahren° Denn abgesehen davon? daß er für sein Eintreffen

am Gestellungsort und bei der für ihn bestimmten Wehrmachts—

stelle den in seiner Wohnung in Mayen auf ihn wartenden Ge—

stellungsbefehl - z„Bo als Aus- und Nachweis — benötigte,

darf auch nicht übersehen werden? daß sich im Januar 1940

das Deutsche Reich im Krieg befand° Das aber bedeutete für

jeden in dieser Zeit zur Wehrmacht Einberufenen9 also auch

-für den Kläger? daß er mit einer baldigen Heimkehr nicht

rechnen konnte° Das bedeutete gleichzeitig‚ daß er bemüht

sein mußte9 seine häuslichen und persönlichen Angelegenhei—

ten soweit wie möglich noch schnell dahin zu ordnen‚ daß

für eine gegebenenfalls lange Abwesenheit von zu Hause

das unbedingt Erforderliche geregelt waro Schließlich mußte

dem Kläger auch zugestanden werden9 sich zu Hause noch mit

denjenigen Kleidungsstücken wie Wäsche9 Schuhe usw° auszu—

statten9 die zur Gestellung bei der Wehrmacht geeignet und

angemessen waren„

Danach enthielt die vom Kläger vorgesehene und auch ange-

tretene Reise von Krefeld nach Düsseldorf—Koblenz—Mayen

zum Gestellungsort nichts oder zumindest nichts Üesehtliches9

; 12 _
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was
seinem persönlichen Lebensberéich zuzurechnen

gewesen
wäre; vielmehr lag der gesamte zum Gestellungsort vorge—
sehene Weg im Interesse des militärischen Dienstes‚ er
diente von seinem Beginn in Krefeld an bis zu seinem vor—
gesehenen Ende (am Gestellungsort) militärischen Zwecken

und stand deshalb von seinem Beginn an bis zu seinem

— vorgesehenen — Ende im ursächlichen Zusammenhang mit

dem militärischen Dienst„ Das aber hat zur Folge7'daß

dieser gesamte Weg grundsätzlich auch als im Sinne des

@ 4 BVG versorgungsrechtlich geschützt angesehen werden

mußo

Ebenso grundsätzlich steht dem Kläger deshalb auch für

die gesundheitlichen Folgen des Unfalls? den er während

seines "militärischen Dienstes" auf dem Weg von Krefeld

zum vorgesehenen Gestellungsort erlitten hat; Versorgung

nach @ 1 BVG zu() Nun hat aber wie dargelegt der Kläger

auf der von ihm beabsichtigt gewesenen Reise Krefeld—

Düsseldorf—Koblenz—Mayen—Gestellungsort_seinen versor—

gungsrechtlich geschützten Weg um etwa vier dem persönli—

chen Lebensbereich züzurechnende Stunden unterbrochen‚

um sich mit einer nahen Bekannten aus Moers zu treffen

und sich von ihr zu verabschieden° Diesen Umstand hat

das LSG für so bedeutungsvoll gehalten, daß es — gerade

im Hinblick auf die Zeitspanne von etwa vier Stunden —
eine Unterbrechung des versorgungsrechtlich geschützten

Weges angenommen und daher den Unfall im Hauptbahnhof

Düsseldorf nicht mehr als in Ausübung militärischen

Dienstes erlitten angesehen hat‚ Es ist dabei in Anwen—

dung von Rechtsprechung und Rechtslehre zur Abgrenzung

des versicherungsrechtlich‚ im Falle des Klägers versor—

gungsrechtlich geschützten Weges zu dem Ergebnis gekommen?

daß eine Unterbrechung‚ wenn sie nicht so geringfügig Sci,

daß sie sich von der Fortbewegung auf das erstrebte Ziel

praktisch nicht trennen lasse9 als so bedeutsam angesehen

„ 13 „
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werden müsse9 daß wegen ihr der versicherungsrechtliche7

im Falle des Klägers der versorgungsrechtliche Schutz ent—

falleo

Es kann dahinstehen, ob diese strenge Anlehnung des LSG an

Rechtsprechung und Rechtslehre in der gesetzlichen Unfall—

versicherung (UV) dann gerechtfertigt ist? wenn es sich in

der Kriegsopferversorgung — anders als zoBo im Falle des

5 4 Abs„ 1 Buchsto c BVG (das Zurücklegen des mit dem Dienst

zusammenhängenden Weges nach und von der Dienststelle) — um

den "Weg des Binberufenen zum Gestellungsort"9 und das auch

noch während des Krieges9 handelt„ Immerhin bezieht sich

nämlich das sogenannte Unterbrechungsproblem9 worauf auch

der Kläger zutreffend hinweist7 in der UV regelmäßig immer

nur auf einen Arbeitstag oder auf eine Arbeitsschicht im

Zusammenhang mit dem Weg zu und von der Arbeitsstätte, wäh—

rend der Weg zum Gestellungsort nach der Einberufung zur

Wehrmacht während des Krieges ein einmaliger war, wobei nie—

mand übersehen konnte9 wann oder ob der Einberufene über—

haupt nach Hause zurückkehren werde„ Deshalb könnte in An—

betracht der Umstände und der damaligen Zeitverhältnisse im

Falle des Klägers fraglich erscheinen‚ ob eine Unterbrechung

von wie hier etwa vier Stunden zum Zwecke der Verabschiedung

von einer nahen Bekannten nicht entgegen der Auffassung des

LSG doch noch als so geringfügig angesehen werden kann? daß

von einer Unterbrechung des Weges bei der Fortbewegung auf

das erstrebte Ziel (den Gestellungsort) nicht gesprochen

werden könnte, zumal der Kläger ohnehin gezwungen gewesen

war? von der Straßenbahnhaltestelle zum Bahnhof in Düssel—

dorf zu gehen? um mit der Eisenbahn weiterzureiseno Das

würde dann bedeuten? daß trotz der vierstündigen Unterbre—

chung in Düsseldorf der gesamte vom Kläger beabsichtigt ge-

wesene Weg zum Gestellungsort im ursächlichen Zusammenhang

mit dem militärischen Dienst gestanden hätte‚

.=_14_
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Es kann auch dahinstehen, wie gegebenenfalls ein Unfall

des Klägers in Anwendung des @ 4 BVG zu beurteilen wäre,

wenn er diesen während der vierstündigen Unterbrechung in

Düsseldorf während des Zusammenseins mit seiner Bekannten
erlitten hätte, Denn der in Frage stehende Unfall

gegen

23,00 Uhr am 14, Januar 1940 ist nach den Feststellungen

des LSG erst eingetreten, nachdem der Kläger — nach Ver—

abschiedung von seiner Bekannten — den Bahnhof Düssel—

dorf und den Bahnsteig (allein) betreten hatte,

Selbst dann aber, wenn man mit dem LSG die vierstündige

Unterbrechung des Weges zum Gestellungsort durch den

Kläger nicht mehr als geringfügig ansehen will, darf

nicht übersehen werden, daß der Kläger im Anschluß an

diese Unterbrechung den Bahnhof Düsseldorf und den Bahn—

steig in der erkennbaren Absicht betreten hat, seinen in

Krefeld begonnenen Weg zum Gestellungsort fortzusetzen,

Das jedoch bedeutet, daß die "Unterbrechung“ des Dienst—

weges spätestens mit dem Betreten des Bahnhofs bzw, des

Bahnsteigs beendet gewesen ist, d,h° daß spätestens von
diesem Zeitpunkt an der Weg zum Gestellungsort — ebenso

wie vor dem Aufenthalt in Düsseldorf — wieder versorgungs«

rechtlich geschützt war, Denn davon, daß der Kläger —
durch Art und Dauer der Unterbrechung — eine endgültige

Lösung des "Dienstverhältnisses" beabsichtigt gehabt

hätte oder daß er durch sein Verhalten vor dem Unfall den

Zusammenhang des Weges, auf dem er verunglückte, mit seiner

Reise zum Gestellungsort tatsächlich gelöst hatte, kann

nach dem vorliegenden Sachverhalt keine Rede sein, Dem

widerspricht allein schon die vom Berufungsgericht fest—

gestellte Eile, mit der er nach Erreichen der Sperre im

Bahnhof Düsseldorf noch versucht hat, einen in Richtung

Koblenz bereitstehenden und abfahrbereiten Zug zu errei—

chen, Selbst aber für die gesetzliche UV hat der 2, Senat

des BSG zur Frage des Weges zur und von der Arbeitsstätte
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— an einem Arbeitstag oder einer Arbeitsschicht! - ent—

schieden9 daß nach einer dem privaten Lebensbereich zuzu-

rechnenden Unterbrechung dieses Weges sein Rest nur in be—

sonderen Ausnahmefällen9 und zwar nur dann außer Zusammen—

hang mit der versicherten Tätigkeit steht‚ wenn Dauer und

Art der Unterbrechung auf eine endgültige Lösung des Zusam—

menhangs schließen lassen (BSG 109 226„ 228; vgl„ auch BSG
in 502R RVG € 545 aF Nr„ 299 50 und 51)„ Dies muß auf dem
Gebiet der Kriegsopferversorgung zur Frage des versorgungs—

rechtlich geschützten Weges hinsichtlich "des Weges des

Einberufenen zum Gestellungsort" während eines Krieges aber

noch mehr gelten; denn dieser Weg zum Gestellungsort be—

trifft nicht wie beim versicherungsrechtlich geschützten Weg

nur einen Arbeitstag oder eine Arbeitsschicht9 sondern er

berührt für eine nicht absehbare Zeit den gesamten Lebens-

bereich des Einberufenen„ Im übrigen hat im vorliegenden

Fall der Kläger seinen Weg zum Gestellungsort nach Beendi—

gung der Unterbrechung so fortsetzen wollen‚ wie er es von

Anfang an beabsichtigt hatte: Mit der Bahn von Düsseldorf

über Koblenszayen zum Gestellungsorto Dabei ergab sich die
Notwendigkeit dieser Art der Weiterreise daraus‚ daß der Klä—

ger von Krefeld nach Düsseldorf mit der Straßenbahn gefahren

war„ Das bedeutet? daß er — von Düsseldorf aus - auf jeden

Fall dem einer Fahrt mit der Eisenbahn eigentümlichen Gefah—

renbereich ausgesetzt war‚ einem Gefahrenbereich9 der auch

durch eine Unterbrechung des Dienstweges keine Änderung er—

fahren konnte„ Diesen Gefahrenbereich aber hatte der Kläger

mit dem Betreten des Bahnsteigs in Düsseldorf und im Zeit-

punkt des Unfalls erreichto Das hat zur Folge9 daß der Un—

fall des Klägers am 140 Januar 1940 mit seinem nach 5 4 BVG
versörgungsrechtlich geschützten Weg zum Gestellungsort in

einem rechtlich wesentlichen Zusammenhang gestanden hat‚ und

daß die festgestellten gesundheitlichen Folgen dieses Unfalls

als Schädigungsfolgen im Sinne der Entstehung anerkannt

werden müssen„
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Nach allem kann deshalb der Auffassung des LSG nicht ge—
folgt werden9 wenn es meint? der Zeitpunkt‚ zu dem der

Kläger den Bahnsteig in Düsseldorf erreicht habe? sei nicht
1 als Ende der Unterbrechung des Dienstweges in Düsseldorf

anzusehen9 weil der Kläger9 obwohl er das Anfahren des

Zuges nach Koblenz bemerkt habe, trotzdem noch versucht

habe9 auf ihn aufzuspringen„ Denn mit der "Unterbrechung"

und ihrem Ende hat dieses an sich schuldhafte Verhalten

nach Erreichen des Bahnhofs in Düsseldorf und des Bahn—

steige nichts zu tun9 selbst wenn man bei ihm? wie das LSG

meint9 "Zeitnöt" des Klägers als Folge der Unterbrechung
unterstellen willo Dieses schuldhafte Verhalten nach Be—

endigung der Unterbrechung‚ ob als bedingt vorsätzlich,

grob oder leicht fahrlässig anzusehen, schließt jedenfalls

den Versorgungsanspruch des Klägers nicht aus9 da eine im

Sinne des @ 1 Abs„ 4 BVG absichtlich herbeigeführte Schä—

digung mit dem Willen9 über das schuldhafte Verhalten hin—

aus ein bestimmtes Ziel zu erreichen‚ nämlich eine gesund—

heitliche Schädigung im Sinne des BVG zu erleiden‚ nach

Lage der Sache mit Sicherheit ausgeschlossen werden muß

(vgl° dazu BSG 1‚ 1509 155; BSG in SozR BVG @ 1 Nr„ 73>o

Der Kläger hat entgegen der Auffassung des LSG wegen der

bei ihm als Folge des Unfalls vom 140 Januar 1940 bestehen—

den "deformierenden Veränderungen am rechten Hüftgelenk

erheblicher Art mit erheblicher Bewegungeeinschränkung"

als Schädigungsfolgen im Sinne der Entstehung einen Anspruch

auf Versorgung° Das Urteil des Berufungsgerichts mußte

deshalb aufgehoben werdeno

Eine den Rechtsstreit abschließende eigene Entscheidung

des erkennenden Senats wqr jedoch nicht möglich„ Denn das

LSG hat — von seinem sachlich—rechtlichen Standpunkt aus

zutreffend — die Frage der Höhe der MdB wegen der arzuer-
kennenden Schädigungsfolgen nicht geprüft und auch keine
Feststellungen dazu getroffeno E■gmuzFeststellungen sind
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aber dem RevisionsgeriCht verwehrto Zur Entscheidung über

die Höhe der MdE des Klägers und die ihm nach dieser zu ge—

währenden Versorgungsbezüge war deshalb die Sache zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen (@ 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)()

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten bleibt

der den Rechtsstreit abschließenden Entscheidung vorbehal—

ten0
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